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Ich bin Lukas, ich bin Sozialpädagoge in JH, bei ver.di, aktiv in Gruppe Arbeiter:innenmacht.

Aktuell arbeiten wir als Gruppe auch im Bündnis „Wir-fahren-zusammen“ mit, welches hier in
Leipzig versucht, eine Brücke zwischen der Umwelt- und der Gewerkschaftsbewegung zu schlagen
und in beide eine antikapitalistische Perspektive zu tragen.

Der Lebensstandard von Lohnabhängigen in Deutschland ist seit Corona und Inflation immer weiter
gesunken, während die Konzerne gleichzeitig an die Aktionär:innen für das vergangene Jahr
Gewinne in Rekordhöhen auszahlen wollen. Die 100 größten Unternehmen sollen zusammen ca. 62
Milliarden an Dividenden an ihre Anteilseigner:innen ausschütten. Und diese Anteileigner:innen sind
in erster Linie natürlich eine Handvoll Kapitalist:innen. Die Konzerne konnten ihre Gewinne um
mehr als 10 % im Vergleich zum vergangenen Jahr steigern, allen Krisen zum Trotz. Gewinne, die
durch die Arbeitskraft von uns Lohnabhängigen erwirtschaftet werden. Und wie immer wird
natürlich das Märchen verbreitet, es sei nicht genug für Lohnerhöhungen da. Es sind die üblichen
dreisten Lügen unser Klassenfeind:innen.

Als Antwort darauf sehen wir aber auch einen Aufschwung von Arbeitskämpfen und Streiks seit
vergangenem Jahr. Auch die Lohnforderungen der Gewerkschaftsführungen sind dieses Jahr
deutlich höher ausgefallen als üblich. Beschäftigte strömen entgegen den vorherigen
jahrzehntelangen Trends wieder in die Gewerkschaften und organisieren sich in ihrem Betrieb.
Zehntausende haben sich alleine bei ver.di seit Anfang des Jahres neu organisiert. In vielen
Betrieben ist die Organisierung sprunghaft angestiegen. Eine halbe Millionen haben sich an den
Warnstreiks im öffentlichen Dienst beteiligt. Beim gemeinsamen Streik von ver.di und EVG, an dem
sich Busse, Straßenbahnen, U- und S- Bahnen, Fernzüge, Flughäfen und Hafenarbeiter:innen
beteiligt haben, wurde ganz Deutschland lahngelegt. Das hat es seit ca. 20 Jahren nicht mehr
gegeben.

Der zunehmende Organisationsgrad und die Kampfbereitschaft der Belegschaften spiegeln sich
allerdings wenig bis gar nicht in den Tarifabschlüssen wider. Bei der Post hat sich die
Gewerkschaftsführung auf einen von Konzernseite in letzter Sekunde vorgelegten Vorschlag
eingelassen, während die Urabstimmung zum Streik schon längst gelaufen war und sich gezeigt
hatte, dass über 85 % der Beschäftigten kampfbereit für einen unbefristeten Streik waren. Der
Abschluss ist eine Katastrophe und bedeutet abermals massive Reallohnverluste für die
Beschäftigten, während der Konzern im vergangen Jahr einen neuen Rekordgewinn von 8,4
Milliarden eingefahren hat. Das Ergebnis im TVöD fällt zwar nicht ganz so katastrophal aus, bleibt
mit seinen 24 Monaten Laufzeit aber auch weit hinter den Forderungen zurück und geht kaum über
den faulen Schlichtungskompromiss hinaus.

Das sind keine Einzelfälle, sondern das hat System. Wenn wir uns die Struktur der Gewerkschaften
im Allgemeinen und der Tarifkommissionen im Besonderen anschauen, dann fällt schnell auf, dass es
ein massives Machtgefälle zwischen der Basis und dem Apparat aus hauptamtlichen
Funktionär:innen, der Bürokratie, gibt. In den Tarifverhandlungen geben nicht Vertreter:innen aus
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den Belegschaften selbst den Ton an, sondern die Funktionär:innen, die vom Ergebnis gar nicht
betroffen sind. Die Richtlinien der Tarifkommissionen werden nicht in der Satzung geregelt, sodass
diese nicht von der Basis auf dem Gewerkschaftstag mitbestimmt werden können. Sie werden vom
Vorstand oder Beirat festgelegt. Es gibt eine Pflicht zur Verschwiegenheit über die Verhandlungen.
Die Gewerkschaftsbürokratie verheimlicht also gegenüber den Belegschaften, was genau diskutiert
wurde, ob es Gegenvorschläge gab und wer wie abgestimmt hat. Und am Ende haben die
Beschäftigten keinerlei Einfluss darauf, ob das Verhandlungsergebnis angenommen wird oder nicht,
denn die Befragungen sind nicht mehr als ein Stimmungsbild, ohne bindende Kraft. Die Bürokratie
entzieht sich weitestgehend der Kontrolle der Basis. Bis auf einige Funktionär:innen als Mitglieder
eines Gremiums sind die Hauptamtlichen für die Basis weder wähl- noch abwählbar.

Gewerkschaftsfunktionär:innen verdienen Gehälter, die jene der Beschäftigten um ein Vielfaches
übersteigen, von den Gewerkschaftsbossen mit ihren Jahresgehältern in Höhe von teilweise
mehreren 100.000 Euro ganz zu schweigen. Die Bürokratie hat ihren Frieden mit dem Kapitalismus
und der Ausbeutung der Lohnarbeit längst geschlossen. Die Gewerkschaftsbosse sitzen mit den
Kapitalist:innen in den großen Aufsichtsräten und betrachten sich als Mitverwalter:innen der
Konzerne. So saß ver.di-Chef Frank Werneke bis letztes Jahr z B. im Aufsichtsrat von RWE und der
Deutschen Bank. Die Bürokratie hat ihre eigene soziale Frage vorerst gelöst. Dadurch hat sie ein
ganz eigenes soziales Interesse: Sie will die Arbeiter:innenklasse mit den Konzernen im Sinne der
sogenannten „Sozialpartnerschaft“ und des „Interessensausgleichs“  versöhnen. Aber mit den
Kapitalist:innen und ihrem System der Ausbeutung kann es keine Versöhnung geben!

Das Bestehen einer versöhnlerischen Bürokratie ist keineswegs eine neuere Entwicklung der
heutigen Gewerkschaften. Bereits zur Zeit von Rosa Luxemburg und Lenin war dies der Fall. Lenin
bezeichnet die Gewerkschaftsführungen in seiner wichtigen Schrift „Der ,Linke Radikalismus’ – die
Kinderkrankheit im Kommunismus“ (1920) als reaktionär, als Agentinnen der Kapitalist:innen
innerhalb der Arbeiter:innenklasse. Und auch Rosa Luxemburg lieferte sich mit den deutschen
Gewerkschaftsspitzen einen heftigen Schlagabtausch und verfasste im Zuge dessen ihr viel
beachtetes Buch „Massenstreik, Partei und Gewerkschaften“ (1906). Heißt das also, dass sich Lenin
und Luxemburg gegen die Gewerkschaften richteten? Im Gegenteil. Beide erklärten es für ein
zentrales Ziel von Marxist:innen, innerhalb der Gewerkschaften aktiv zu sein, dort ihre Ideen zu
verbreiten und die Kontrolle über die Gewerkschaften in die Hände der Arbeiter:innenklasse selbst
zu legen. Kräfte, die die Arbeit in den Gewerkschaften ablehnten, überzog Lenin in besagter Schrift
mit beißendem Spott.

Historisch gesehen sind die Gewerkschaften spontan aus dem Kampf heraus entstanden, aus der
bitteren Notwendigkeit, sich gegen die unmittelbarsten Angriffe der Kapitalist:innen verteidigen zu
müssen. Und auch heute noch treten Lohnabhängige unabhängig von ihren politischen
Vorerfahrungen oder Ansichten in die Gewerkschaften ein, um sich zur Wehr zu setzen. Sie bilden
die ersten Sammelpunkte des Widerstandes, wie Friedrich Engels schrieb, sie sind eine Schule des
Klassenbewusstseins und legen die Grundlage für die Vereinigung der gesamten
Arbeiter:innenklasse. Über 5 Millionen Arbeiter:innen sind in den Gewerkschaften des DGB in
Deutschland organisiert. Es sind jene Teile der Klasse, die bereits jetzt ein rudimentäres
Klassenbewusstsein besitzen. Nicht in den Gewerkschaften arbeiten zu wollen, würde bedeuten, den
Kampf gegen die Bürokratie aufzugeben und diese ersten Sammelpunkte des Widerstands mit ihren
aktuell 5 Millionen fortschrittlichen Arbeiter:innen ihr kampflos zu überlassen. Das ist genauso
falsch wie, sich der Bürokratie und ihrer Sozialpartnerschaft kritiklos unterzuordnen.

 Für Marxist:innen besteht eine zentrale Aufgabe darin, innerhalb der Gewerkschaften und der von
ihr geführten Tarifkämpfe an vorderster Front mitzukämpfen. Diese sind ein wichtiger Ansatzpunkt,
um Kämpfe zuzuspitzen und ökonomische mit politischen Fragen zu verbinden. Sie sind ein
Ansatzpunkt der Selbstermächtigung und -organisation der Arbeiter:innenklasse und damit auch ein



Ansatzpunkt, die Macht der Bürokratie zu zerbrechen. Marxist:innen sollten innerhalb der
Gewerkschaften offen als solche auftreten und ehrlich darlegen, für welche politischen Positionen
und Taktiken sie einstehen. Wir sollten zu Wahlen in den Gewerkschaften und Betrieben
kandidieren. Wir müssen für das Recht eintreten, dass innerhalb der Gewerkschaften jede/r die
Möglichkeit erhält, mit Flugblättern, Zeitungen, Veranstaltungen usw. um Positionen zu kämpfen,
was sich nach wie vor die Bürokratie vorbehält. Um ihr die Macht aus den Händen zu nehmen, ist es
zentral, lokale Komitees in den Fabriken aufzubauen, in denen die Arbeiter:innen ihre Kämpfe selbst
organisieren und Perspektiven diskutieren. Weiter müssen wir für die Demokratisierung des
Gewerkschaftsapparats unter Kontrolle der Basis kämpfen. Dieser Kampf bedeutet, dass sämtliche
politischen Funktionär:innen auf lokalen, regionalen oder bundesweiten Versammlungen gewählt
und jederzeit wieder abgewählt werden können. Es bedeutet, dass Entscheidungen über Streiks von
der Basis mit einfacher Mehrheit gefällt werden. Es bedeutet, dass der Rahmen, in dem
Tarifverhandlungen geführt werden, vorher von den Arbeiter:innen abgesteckt wird und das
Ergebnis zustimmungsbedürftig ist. Außerdem sollten wir dafür kämpfen, dass die Gehälter der
Funktionär:innen den durchschnittlichen Lohn eines/r Facharbeiter:in nicht übersteigen.

Für all das ist eine organisierte Basisopposition mit eigenen Strukturen in den Gewerkschaften
nötig. Gemeinsam mit einer Reihe anderer marxistischer Gruppen wie der DKP, Klasse gegen
Klasse, SAV, SoL und weiteren haben wir vor ca. 3 Jahren die VKG (Vernetzung für kämpferische
Gewerkschaften) gegründet, an deren Gründungskongress ich beteiligt war. Die VKG kann die
Keimzelle einer solchen organisierten Basisopposition verkörpern, wenn wir sie als solche
gemeinsam weiter aufbauen. Die Klasse für sich gewinnen können wir Marxist:innen nur, wenn wie
lernen, „im Wirtschaftskampf nicht nur Verkünder:innen der Ideen des Kommunismus zu sein,
sondern die entschlossensten Führer:innen des Wirtschaftskampfes und der Gewerkschaften zu
werden. Nur auf diese Weise wird es möglich sein, aus den Gewerkschaften die opportunistischen
Führer:innen zu entfernen. Nur auf diese Weise können die Kommunist:innen an die Spitze der
Gewerkschaftsbewegung treten und sie zu einem Organ des revolutionären Kampfes für den
Kommunismus machen.“ (2. Kongress der Kommunistischen [III.] Internationale, 1920)

Wenn euch das Thema interessiert, dann kommt zu unserer Veranstaltung am kommenden
Donnerstag, den 4. Mai, um 19 Uhr in der Bäckerei, Josephstraße 12, in Lindenau.

Dankeschön!


